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10. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 042  Umsiedlung Holz
-Bereich Freifläche zwischen "Von-Werth-Straße" und der Straße "Zum Regiopark"-
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10. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 042 Umsiedlung Holz
-Bereich Freifläche zwischen "Von-Werth-Straße" und der Straße "Zum Regiopark"-
Beschleunigtes Verfahren gem. § 13a BauGB

Planzeichnung

Übersichtsplan
o. Maßstab

Verkehrsflächen
(§ 9 Abs.1 Nr. 11 BauGB)

Straßenbegrenzungslinie

Zufahrtsbeschränkung

Zweckbestimmung
Fuß- und RadwegF+R

Verkehrsflächen
besonderer Zweckbestimmung

Straßenverkehrsfläche

Sonstige Planzeichen

Grenze des
räumlichen Geltungsbereiches

Vorschlag Parzellierung

Vorschlag Baumpflanzung

SatteldachSD

Dachneigung30 - 45°

Stellung baulicher Anlagen

geplante Straßenhöhen92,50

Ga
Umgrenzung
von Flächen für Garagen

Abgrenzung unterschiedlicher
Firstrichtungen

Art der baulichen Nutzung
(§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB und § 4 der BauNVO)

Bauweise, Baulinie, Baugrenze
(§ 9 Abs. 1 Nr. 2 und §§ 22, 23 der BauNVO)

Maß der baulichen Nutzung
(§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB und §§ 16 bis 21 der BauNVO)

Allgemeines WohngebietWA

Grundflächenzahl0,4

ED offene Bauweise;
nur Einzel-und Doppelhäuser zulässig

Geschossflächenzahl0,8

Zahl der Vollgeschosse
als Höchstzahl

Baugrenze

II

max. Traufhöhe über BezugspunktTH 6.00

max. Firsthöhe über BezugspunktFH 10.00

Grünflächen
(§ 9 Abs.1 Nr. 15 BauGB)

öffentliche Grünfläche
Zweckbestimmung Parkanlage

1. PLANUNGSRECHTLICHE FESTSETZUNGEN

1.1 Art der baulichen Nutzung nach § 9 (1) Nr. 1 BauGB

WA - Allgemeines Wohngebiet nach § 4 BauNVO
Gemäß § 1 (5) BauNVO wird festgesetzt, dass die allgemein zulässigen 
Anlagen für sportliche Zwecke nach § 4 (2) Nr. 3 BauNVO nicht zulässig 
sind.
Gemäß § 1 (6) BauNVO wird festgesetzt, dass die ausnahmsweise 
zulässigen Arten von Nutzungen nach § 4 (3) BauNVO
Nr. 1  Betriebe des Beherbergungsgewerbes
Nr. 3  Anlagen für Verwaltungen
Nr. 4  Gartenbaubetriebe
Nr. 5 Tankstellen
nicht Bestandteil des Bebauungsplanes sind.

1.2Maß der baulichen Nutzung nach § 9 (1) Nr. 1 BauGB und 
§ 19 (4) BauNVO
Gemäß § 9 (1) Nr. 1 BauGB i. V. mit § 16 (2) Nr. 1 BauNVO wird die 
max. Grundflächenzahl für das allgemeine Wohngebiet mit 0,4 festgesetzt.
Die zulässige Grundflächenzahl darf durch die Grundflächen von Anlagen
gem. § 19 (4) Nr. 1-3 BauNVO bis zu 50 % überschritten werden.
Für Anlagen im Sinne des § 19 (4) Nr. 1-3 BauNVO, kann die zulässige 
Grundflächenzahl ausnahmsweise bis zu 60 % überschritten werden, 
wenn die befestigte Fläche dieser Anlagen einen mittleren Abflussbeiwert 
von kleiner oder gleich 0,5 aufweist.

1.3 Höhe baulicher Anlagen nach § 16 (2) Nr. 4 und § 18 (1) BauNVO

1.3.1 Traufhöhe
Das Maß der Traufhöhe (TH) ergibt sich aus der Höhendifferenz 
zwischen dem Schnittpunkt der Außenwandaußenseite mit der Oberkante 
Dacheindeckung und dem Bezugspunkt. Die in der Planzeichnung 
festgesetzte Traufhöhe von 6 m gilt als Maximalwert.

1.3.2 Firsthöhe
Das Maß der Firsthöhe (FH) ergibt sich aus der Höhendifferenz zwischen 

der Oberkante des obersten Dachabschlusses und dem Bezugspunkt. Die 
in der Planzeichnung festgesetzte Firsthöhe von 10 m gilt als Maximalwert.

1.3.3 Bezugspunkt
Bezugspunkt ist die Ausbauhöhe der unmittelbar angrenzenden 
Verkehrsfläche, von der das Grundstück angefahren wird, gemessen in 
der Mitte des jeweiligen Baugrundstücks bzw. bei Doppelhäusern an der 
gemeinsamen Grenze. Maßgeblich ist die geplante Straßenhöhe gemäß 
der in den Verkehrsflächen am Straßenrand angegebenen Höhenpunkte.
Befindet sich vor der Mitte des Grundstücks keine Verkehrsfläche, ist 
der nächstgelegene Höhenpunkt als Bezugspunkt heranzuziehen.

1.4 Bauweise nach § 9 (1) Nr. 4 BauGB in Verbindung mit § 12 BauNVO
Innerhalb der Baugebiete ist eine offene Bauweise mit Einzel- und 
Doppelhäusern zulässig.

1.5 Zahl der Wohnungen nach § 9 (1) Nr. 6 BauGB
Pro Wohngebäude sind maximal zwei Wohnungen zulässig. Die 
Doppelhaushälfte gilt dabei als ein Wohngebäude.

1.6Überbaubare Grundstücksflächen nach § 9 (1) Nr. 2 BauGB und § 23 
BauNVO
Die rückwärtigen Baugrenzen der überbaubaren Flächen dürfen für 
Terrassen und Terrassenüberdachungen und für verglaste Wintergärten 
um maximal 2,00 m überschritten werden. Die gemäß BauO NRW 
erforderlichen Abstandflächen bleiben unberührt.

1.7Stellplätze und Garagen nach § 9 (1) Nr. 4 BauGB in Verbindung mit § 
12 BauNVO
Garagen, überdachte und nicht überdachte Stellplätze sind innerhalb 
der überbaubaren Flächen zu 2,00 m über der, von der Zufahrt rückwärtig 
gelegenen Baugrenze und deren seitliche Verlängerung hinaus sowie auf 
den dafür festgesetzten Flächen zulässig.

Garagen und überdachte Stellplätze müssen mit ihrer Einfahrtseite 
mindestens 5,00 m Abstand zur Straßenbegrenzungslinie einhalten.

1.8 Festsetzungen zum Immissionsschutz nach § 9 (1) Nr. 24 BauGB
Gemäß der schalltechnischen Untersuchung werden den überbaubaren 
Grundstücksflächen der Allgemeinen Wohngebiete aufgrund von 
Verkehrslärm Lärmpegelbereiche (LPB) zugeordnet. Die Abgrenzung der 
Lärmpegelbereiche sind dem zeichnerischen Teil des Bebauungsplanes zu 
entnehmen.

Die Umfassungsbauteile (wie Außenwände, Fenster und Dachflächen) 
müssen zum Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkungen die nachfolgend 
aufgeführten Luftschalldämmmaße R'w,res nach Tabelle 8 der DIN 4109 
einhalten. (Korrekturen n. Tabelle 9 sind zu beachten):

Lärmpegelbereich maßgeblicher Bauschalldämmmaß R`w,res für
LPB Außenlärmpegel Aufenthaltsräume Büroräume*

dB(A) in Wohnungen u. ä. (dB)
u. ä. (dB)

II 56 - 60 30 30
III 61 - 65 35 30

R`w,res = bewertetes Bauschalldämmmaß nach DIN ISO 140 des gesamten
Außenbauteils (Wand + Fenster + Rollladenkasten + Lüftung u. dgl.)
Ausnahmen von diesen Festsetzungen können in Abstimmung mit den
zuständigen Fachbehörden zugelassen werden, soweit durch einen
anerkannten Sachverständigen nachgewiesen wird, dass geringere
Maßnahmen als die oben aufgeführten ausreichen.

1.9 Grünordnerische Festsetzungen nach § 9 (1) Nr. 25a BauGB
Innerhalb der öffentlichen Verkehrsflächen sind insgesamt 7 Laubbäume, 
3 x verpflanzt, Stammumfang 16-18 cm zu pflanzen und dauerhaft zu 
erhalten. Zur Auswahl stehen:
Acer campestre Feldahorn
Carpinus betulus Hainbuche
Quercus petraea Traubeneiche
Quercus robur Stieleiche
Pyrus communis Birne

Bei deren Abgang sind Ersatzpflanzungen vorzunehmen.

2. BAUORDNUNGSRECHTLICHE FESTSETZUNGEN
NACH § 86 BauO NRW IN VERBINDUNG MIT § 9 (4) BauGB

2.1 Dächer
Die Hauptbaukörper sind mit Satteldächern mit einer Dachneigung von 
30-45° auszuführen.

2.2 Dachgauben / Zwerchgiebel
Bei Dachgauben ist der obere Anfallspunkt mindestens 0,80 m unterhalb 
des Firstes anzusetzen.

Von den Giebelwänden müssen Dachgauben einen Abstand von 
mindestens 1,10 m einhalten.

Die Gesamtlänge der Dachgauben darf unter Wahrung der notwendigen 
Abstandflächen maximal 50 % der jeweiligen Trauflänge betragen.

Bei einer Nutzung der Dachgeschosse über zwei Ebenen darf nur die 
untere Ebene mit Dachgauben versehen werden.

Die Gesamtlänge der Zwerchgiebel darf unter Wahrung der notwendigen 
Abstandflächen maximal 50 % der jeweiligen Trauflänge betragen.

2.3 Dachmaterialien
Die Dacheindeckungen sind in den Farbtönen der RAL-Skala ‚grau' bis 
‚schwarz' (RAL 7011 - 7026) einzudecken. Glasierte, engobierte und 
stark glänzende Dacheindeckungen sind unzulässig.

2.4 Fassadenmaterialien
Die Fassaden sind als Putzfassaden im Farbspektrum ‚weiß' bis ‚grau' 
(RAL 7035, 7044, 9001 - 9003) herzustellen. Für Fassadenabschnitte bis 
zu 25 % der Gesamtfassade ist eine abweichende Gestaltung zulässig.

Als Fassadenmaterialien sind unzulässig:
- Kunststoff,
- Kupfer,
- Faserzement,
- Fliesen und Mosaik aus keramischen Material.

Garagen sind in Material und Farbgebung dem Hauptgebäude 
anzupassen.

2.5 Doppelhäuser
Doppelhäuser sind bezüglich Trauf- und Firsthöhe, Dachneigung, 

Dacheindeckung, Dachaufbauten, Fassadenmaterial und Farbgebung 
einheitlich auszubilden.

2.6 Einfriedungen
Als Einfriedungen zu öffentlichen Verkehrsflächen sind ausschließlich 
Hecken aus heimischen Laubgehölzen (z. B. Buche, Hainbuche, Liguster) 
und Eiben zulässig. Maschendraht- und Stahlmattenzäune sind 
unzulässig. Ausnahmsweise dürfen diese auf der 
verkehrsflächenabgewandten Seite hinter blickdichten Hecken gesetzt 
werden.

3. KENNZEICHNUNG

Grundwasser
Das Plangebiet ist von durch Sümpfungsmaßnahmen des 
Braunkohlenbergbaus (Bergbautreibender RWE Power AG) bedingten 
Grundwasserabsenkungen betroffen. Die Grundwasserabsenkungen 
werden, bedingt durch den fortschreitenden Betrieb des 
Braunkohlentagebaus, noch über einen längeren Zeitraum wirksam 
bleiben. Eine Zunahme der Beeinflussung der Grundwasserstände im 
Planungsgebiet in den nächsten Jahren ist nach heutigem Kenntnisstand 
nicht auszuschließen. Ferner ist nach Beendigung der bergbaulichen 
Sümpfungsmaßnahmen ein Grundwasserwiederanstieg zu erwarten. 
Sowohl im Zuge der Grundwasserabsenkung für den 
Braunkohlentagebau als auch bei einem späteren Grundwasserwieder- 
anstieg sind hierdurch bedingte Bodenbewegungen möglich. Die 
Änderungen der Grundwasserflurabstände sowie die Möglichkeit von 
Bodenbewegungen sind bei Planungen und Vorhaben zu 
berücksichtigen.

Nach Beendigung des Tagebaus werden sich die natürlichen, Bergbau 
unbeeinflussten Grundwasserstände wieder einstellen. Die vorgesehenen 
baulichen Maßnahmen sind auf diese natürlichen Verhältnisse 
abzustellen. Die späteren Bauherren sind eigenverantwortlich verpflichtet, 
den höchst möglichen Grundwasserstand ihres Baugrundstückes als 
Planungsgrundlage zu klären und bei der Bauausführung entsprechende 
bauliche Maßnahmen gegen Bodenfeuchtigkeit und drückendes Wasser 
zu berücksichtigen. Die Ermittlung der Grundwasserverhältnisse gehört 
mit zu den zentralen Aufgaben des Architekten und fällt in den 
Risikobereich des Bauherren / Architekten.

Der Rhein-Kreis Neuss weist darauf hin, dass die Nutzung von Erdwärme 
und der Einbau von industriellen Recyclingprodukten erlaubnispflichtige 
Gewässerbenutzungen im Sinne des Wasserhaushaltsgesetzes sind.

Lärmvorbelastung
Der im Plan gekennzeichnete Teilbereich des gemäß § 4 BauNVO 
festgesetzten WA-Gebietes ist durch Geräusche des angrenzenden 
Vereinsheims vorgeprägt. Der immissionsschutzrechtliche 
Schutzanspruch wurde in der Geräuschprognose des Büro IKB vom 
20.11.2017, Bericht-Nr. DDA/14/16/BP/037, im Sinne der Pflicht zur 
Rücksichtnahme und unter Berücksichtigung der Lärmschutzwand am 
Vereinsheim im 1. und 2. Obergeschoss in der Nacht mit einem 
Zwischenwert von 43 dB(A) angesetzt. Gesunde Wohnverhältnisse sind 
damit sichergestellt.“

4. HINWEISE

4.1 Bodenverhältnisse
Gemäß der Bodenkarte des Landes Nordrhein-Westfalen, Blatt L 4904, 
sind im gesamten Plangebiet Böden vorhanden, die humoses 
Bodenmaterial enthalten.
Humose Böden sind empfindlich gegen Bodendruck und im Allgemeinen 
kaum tragfähig. Erfahrungsgemäß wechseln die Bodenschichten auf 
kurzer Distanz in ihrer Verbreitung und Mächtigkeit, so dass selbst bei 
einer gleichmäßigen Belastung diese Böden mit unterschiedlichen 
Setzungen reagieren können.
Hier sind die Bauvorschriften der DIN 1054 ‚Zusätzliche Belastung des 
Baugrundes' und der DIN 18196 ‚Erd- und Grundbau; Bodenklassifikation 
für bautechnische Zwecke' sowie die Bestimmungen der Bauordnung des 
Landes Nordrhein-Westfalen zu beachten.

4.2 Kampfmittel
Durch die Bezirksregierung Düsseldorf, Staatlicher Kampfmittelbeseiti- 
gungsdienst, wird auf Folgendes hingewiesen:
Es ist nicht auszuschließen, dass noch Kampfmittel im Boden vorhanden 
sind. Insofern sind Erdarbeiten mit entsprechender Vorsicht auszuführen. 
Sollten Kampfmittel gefunden werden, sind die Arbeiten sofort 
einzustellen und umgehend die Ordnungsbehörde, die nächstgelegene 
Polizeidienststelle oder der Kampfmittelbeseitigungsdienst zu 
benachrichtigen.

4.3 Bodenschutz
Die Belange des Bodenschutzes, die sich aus dem 
Bundes-Bodenschutzgesetz (BBodSchG), der Bundes-Bodenschutz- 
verordnung (BBodSchG) und den Landesbodenschutzgesetz 
(LBodSchG) ergeben, sind zu beachten.
So soll nach § 1 LBodSchG mit Grund und Boden sparsam und schonend 
umgegangen werden. Dabei sind Bodenversiegelungen auf das 
notwendige Maß zu begrenzen. Es sind Vorsorgemaßnahmen gegen das 
Entstehen schädlicher Bodenveränderungen, insbesondere durch den 
Eintrag von schädlichen Stoffen zu treffen. Die Böden sind gleichfalls vor 
Erosion und vor Verdichtung zu schützen.
Zielsetzung ist die Vorsorge gegen das Entstehen schädlicher 
Bodenveränderungen nach § 7 des BBodSchG.
Für Bereiche mit natürlichem Bodenaufbau bzw. mit naturnahen Böden 
gilt:
Mutterboden, der bei der Errichtung und Änderung baulicher Anlagen 
sowie bei wesentlichen anderen Veränderungen der Erdoberfläche 
ausgehoben wird, ist nach § 202 BauGB in nutzbarem Zustand zu 
erhalten und vor Vernichtung oder Vergeudung zu schützen. Beim 
Ausbau der Böden, bei Trennung des Ober- und Unterbodens sowie der 
Bodenschichten unterschiedlicher Eignungsgruppen sowie bei der 
Zwischenlagerung des Bodenmaterials ist die DIN 19731 zu beachten.
Bei Auffälligkeiten im Rahmen von Erdbauarbeiten ist die Untere 
Bodenschutzbehörde unverzüglich zu informieren. Auffälligkeiten können 
sein:
-geruchliche und / oder farbliche Auffälligkeiten, die durch menschlichen 
Einfluss bewirkt wurden, z. B. durch die Versickerung von Treibstoffen 
oder Schmiermitteln,

-strukturelle Veränderungen des Bodens, z. B. durch die Einlagerung von 
Abfällen

4.4 Bodendenkmalpflege
Archäologisch bedeutsam erscheinende Funde (Bodendenkmal) sind 
unverzüglich der Gemeinde Jüchen, Untere Denkmalbehörde oder dem 
Rheinischen Amt für Bodendenkmalpflege anzuzeigen.
Das entdeckte Bodendenkmal und die Entdeckungsstätte sind in 
unverändertem Zustand zu erhalten (§§ 15, 16 Denkmalschutzgesetz 
NRW).

4.5 Erdbebengefährdung
Das Plangebiet ist der Erdbebenzone 2 und geologischen 
Untergrundklasse S zuzuordnen.

4.6 Immissionsschutz
Für im Außenbereich der Grundstücke aufgestellte stationäre Geräte und 
Maschinen, wie z.B. Luft-Wärme-Pumpen, Klimaanlagen, Kühlgeräte, 
Lüftungsanlagen und Mini-Blockheizkraftwerke oder ähnliche Anlagen, 
sind in Abhängigkeit des Schallleistungspegels der Geräte und 
Maschinen (Spalte 1) die in der Spalte 2 angegebenen Abstände zum 
nächsten benachbarten schutzbedürftigen Immissionsort (nach DIN 4109: 
Schlafzimmer, Wohnräume, Büros und Wohnküchen etc.) einzuhalten:
36 / 0,1 51 / 3,4 66 / 22,2 81 / 79,2
39 / 0,5 54 / 5,2 69 / 27,3 84 / 107,7
42 / 0,9 57 / 7,6 72 / 34,4 87 / 147,5
45 / 1,4 60 / 10,9 75 / 44,6 90/ 202,6
48 / 2,2 63 /  15,6 78 / 58,9

Beschleunigtes Verfahren gem. § 13a BauGB

Baugesetzbuch (BauGB) in der Fassung der Bekanntmachung vom 03. 
November 2017 (BGBl. I S. 3634)

Baunutzungsverordnung (BauNVO) in der Fassung der Bekanntmachung vom 
21. November 2017 (BGBl. I S. 3786)

Planzeichenverordnung 1990 (PlanzV 90) in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 18.12.1990 (BGBl. I S. 58), zuletzt geändert durch Artikel 3 des Gesetzes 
vom 4. Mai 2017 (BGBl. I S. 1057)

Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 14.07.1994 (GV. NRW. S. 666), zuletzt 
geändert aufgrund des Artikels 15 des Gesetzes vom 23.01.2018 (GV. NRW. 
S. 90), in Kraft getreten am 02. Februar 2018

Bauordnung für das Land Nordrhein-Westfalen - Landesbauordnung (BauO
NRW) - in der Bekanntmachung vom 01.03.2000 (GV. NRW. S. 256), zuletzt
geändert durch Gesetz vom 15. Dezember 2016 (GV. NRW. S. 1162), in Kraft
getreten am 28. Juni 2017

Rechtsgrundlagen

LPB II Benennung Lärmpegelbereiche (LPB)

Grenze unterschiedlicher 
Lärmpegelbereiche

Immissionsschutz
(§ 9 Abs.1 Nr. 24 BauGB)

Natur und Landschaft
(§ 9 Abs.1 Nr. 25 BauGB)

mit Feuerwehrzufahrt

Maßnahmen zum Anpflanzen von
Bäumen und Sträuchern

Kennzeichnung Grundwasser
(siehe 3. Kennzeichnung)

Kennzeichnung Lärmvorbelastung
(siehe 3. Kennzeichnung)

1.   Liegenschaftskataster/
      Geometrische Eindeutigkeit

Die Übereinstimmung der Bestandsangaben mit dem 
Liegenschaftskataster und der Örtlichkeit sowie die 
geometrische Eindeutigkeit der städtebaulichen Planung
werden bescheinigt.

..................................................., den ...........................

2.   Aufstellungsbeschluss

Der Rat der Gemeinde Jüchen hat in seiner Sitzung 
am......................gem. § 2 Abs. 1 BauGB die 
Aufstellung dieses Bebauungsplanes beschlossen.

Der Beschluss wurde am ........................... ortsüblich 
bekanntgemacht.

Jüchen, den .....................

Der Bürgermeister:

.................................................
(Harald Zillikens)

4.   Öffentliche Auslegung

Der Rat der Gemeinde Jüchen hat in seiner Sitzung 
am.............................dem Entwurf des 
Bebauungsplanes sowie der Begründung zugestimmt 
und die öffentliche Auslegung gem. § 3 Abs. 2 BauGB 
beschlossen.
Ort und Dauer der öffentlichen Auslegung wurden am 
..................................ortsüblich bekannt gemacht.
Der Entwurf des Bebauungsplanes einschließlich der 
Begründung hat gem. § 3 Abs. 2 BauGB in der Zeit 
vom.....................bis einschließlich 
........................öffentlich ausgelegen.

Jüchen, den ....................

Der Bürgermeister:

...............................................
(Harald Zillikens)

7.   Inkrafttreten

Der Beschluss des Bebauungsplanes wurde
am ................................. ortsüblich bekanntgemacht.

Mit der Bekanntmachung ist der Bebauungsplan in 
Kraft getreten.

Jüchen, den  .....................

Der Bürgermeister:

..................................................
(Harald Zillikens)

6.   Satzungsbeschluss

Der Rat der Gemeinde Jüchen hat den Bebauungsplan 
einschließlich der Begründung in seiner Sitzung 
am..................................... als Satzung gem. § 10 Abs. 1 
BauGB beschlossen.

Jüchen, den  ....................

Der Bürgermeister:

.................................................
(Harald Zillikens)

5.   Behördenbeteiligung

Gemäß § 4 Abs. 2 BauGB wurden die Behörden und 
sonstigen Träger öffentlicher Belange, deren 
Aufgabenbereiche durch die Planung berührt werden 
können, mit Schreiben vom ........................... von dieser 
Planung unterrichtet und aufgefordert, sich bis zum 
....................... hierzu zu äussern.

Jüchen, den ....................

Der Bürgermeister:

...............................................
(Harald Zillikens)

3.   Frühzeitige Öffentlichkeitsbeteiligung
und Behördenbeteiligung

Der Vorentwurf dieses Planes hat zur vorgezogenen 
Öffentlichkeitsbeteiligung gemäß § 3 Abs. 1 BauGB 
nach ortsüblicher Bekanntmachung im Amtsblatt der 
Gemeinde Jüchen am ....................... in der Zeit von 
.................. bis zum ................... öffentlich  ausgelegen.
Gemäß § 4 Abs. 1 BauGB wurden die Behörden und 
sonstigen Träger öffentlicher Belange, deren 
Aufgabenbereiche durch die Planung berührt werden 
können, mit Schreiben vom ........................... von 
dieser Planung unterrichtet und aufgefordert, sich bis 
zum ....................... hierzu zu äussern.

Jüchen, den ....................

Der Bürgermeister:

.................................................
(Harald Zillikens)
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